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8. GWB-Novelle: Stellungnahme des Bundeskartellamts zum Regierungsentwurf
zur 8. GWB-Novelle vom 22.6.2012, Ausschussdrucksache 17(9)865; Stel-
lungnahme des Bundeskartellamtes zum Diskussionsentwurf des Bundesminis-
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Einleitung

Wenn man die wettbewerbspolitische Debatte um die 8. GWB-Novelle im
Wirtschaftsausschuss des Deutschen Bundestages2 heranzieht, so scheint
das Kartellordnungswidrigkeitenrecht als kein politisch besonders intensiv
diskutiertes Thema. Dafür ist vielleicht einerseits der Konsens, dass die
Kartellverfolgung in der durch das Bundeskartellamt betriebenen Art im
Grunde sachgerecht ist, auf politischer Ebene zu groß, so dass etwa keine
Kriminalisierungsdebatte aufkommt. Auf der anderen Seite muten die sei-
tens der Praxis geltend gemachten praktischen Schwierigkeiten sehr tech-
nisch an, auch wenn ihre Implikationen enorm sind.3 Die Fachdiskussion
wird dagegen umso intensiver geführt. Das Kartellverfahrensrecht im
Spannungsfeld deutscher Systematik und europäischer Anforderungen
bietet auch einen idealen Nährboden für komplexe rechtliche Fragestellun-
gen – und so auch in der 8. GWB-Novelle. Diese betreffen sowohl den
Sanktionenbereich als auch das Verfahrensrecht. Im Ergebnis bringt die 8.
GWB-Novelle nur sehr punktuelle und darüber hinaus auch lückenhafte
Regelungen. Gleichwohl sind auch diese Neuerungen von größter Bedeu-
tung für die Kartellrechtsdurchsetzung.

A.

2 Wortprotokoll der öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Wirtschaft und Techno-
logie des Deutschen Bundestages am 27.6.201274. Sitzung, Protokoll Nr. 17/74.

3 Vgl. ausführlich: Bundeskartellamt, Kartellbußgeldverfahren zwischen deutschem
Systemdenken und europäischer Konvergenz, Hintergrundpapier Arbeitskreis Kar-
tellrecht, 4. Oktober 2012 (abrufbar über www.bundeskartellamt.de).
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